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mehr als 100 Yuan an. Der Haupt­

anteil wurde für Getränke, Snacks, 

Schreibwaren, Magazine und Zeitun­

gen verwandt. Die Jugendlichen waren 

der Studie zufolge sehr modeorientiert 

und trugen Markenschuhe und Klei­

dungsstücke von bekannten Modeun­

ternehmen In einer anderen Untersu­

chung wurde die Kaufkraft der 4,5 

Mio. Kinder im Alter zwischen 6 und 

15 Jahren in den neun größten Städten 

auf rd. 6,5 Mrd. Yuan geschätzt. Der 

Konsum der Kinder setzte sich aus Ta­

schengeld in Höhe von durchschnitt­

lich 60 Yuan pro Monat sowie Geldge­

schenken zu den Festtagen zusammen. 

(NfA, 10.10.00)

Eine deutliche Verbesserung des Le­

bensstandards ergab sich in Bezug auf 

den Wohnraum. Die durchschnittliche 

Wohnfläche für die Städter erhöhte 

sich zwischen 1995 und 1999 von 8,1 

m^ auf 9,8 m^. Die ländliche Bevölke­

rung wies 1995 bereits pro Person mit 

21 m2 eine wesentlich höhere Wohn­

fläche auf, die sich bis 1999 auf 24,4 

m^ ausweitete. (XNA, 5.10.00)

Da die Tendenz zu privaten Woh­

nungskäufen zunimmt, kann dieses 

Jahr sicherlich mit einer weiteren Zu­

nahme der Wohnraumfläche pro Per­

son gerechnet werden. Nach Anga­

ben der Economic Daily entfiel auf 

private Käufer der Hauptanteil aller 

Wohnungsverkäufe im Zeitraum Janu­

ar bis August d.J. Der durchschnittli­

che Preise pro Quadratmeter Wohn­

fläche betrug 1.923 Yuan, ein Anstieg 

um 5,3% gegenüber der Vorjahrespe­

riode. (XNA, 10.10.00) -schü-

34 Beginn der Liquidati­

onszahlungen an GITIC- 

Kreditgeber

Ende Oktober wurde aus der Kon­

kursmasse der Guangdong Internat­

ional Trust and Investment Corpora­

tion (GITIC) mit Rückzahlungen an 

die Kreditgeber begonnen. GITIC war 

im Oktober 1998 von der Zentralbank 

geschlossen und im Januar 1999 in 

Konkurs gegangen. Nach Angaben der 

Liquidatoren, KMPG Peat Marwick 

Huazen, wurden 215 Unternehmen als 

Kreditgeber anerkannt.

Das Gesamtvolumen der Verbindlich­

keiten von GITIC wurde von den 

Liquidatoren mit rd. 21 Mrd. Yuan 

(ca. 5,5 Mrd. DM) festgelegt. Von 

den Gläubigern waren zunächst rd. 

39 Mrd. Yuan geltend gemacht wor­

den. Erste Rückzahlungen umfassen 

ein Volumen von rd. 711 Mio. Yuan, 

das sind 10% des Rest vermögens der 

GITIC bzw. 3,4% der anerkannten 

Verbindlichkeiten. Schätzungen zufol­

ge existiert eine Verfügungsmasse bei 

GITIC von rd. 7,2 Mrd. US$, das be­

deutet, dass nur ein Drittel der Ver­

bindlichkeiten bedient werden können. 

(HB, 1.11.00)

Einem Bericht der South China Morn- 

ing Post vom 14.10.00 zufolge, ha­

ben die Liquidatoren die Ansprüche 

einer Gruppe von Auslandsbanken zu­

rückgewiesen, eine Kreditgarantie an­

zuerkennen, die von der Hongkon­

ger Tochter der GITIC bereitgestellt 

worden war. Der Anspruch umfasste 

einen syndizierten Kredit von rd. 100 

Mio. US$, der an Guangxin Enterpri- 

ses in Hongkong gegangen und von 

der Hongkonger GITIC-Tochter abge­

sichert worden war. Allerdings hatte 

das Unternehmen diese Garante nicht 

der State Administration of Foreign 

Exchange (SAFE) gemeldet.

Die Liquidatoren hatten die Hälfte des 

Anspruchs zunächst akzeptiert, da sie 

auch den Kreditgebern einen Teil der 

Schuld zusprachen, dass GITIC eine 

Registrierung der Garantie unterlas­

sen hatte. Die Kreditgeber widerspra­

chen, da für Kreditgarantien im Aus­

land keine Anmeldung bei SAFE not­

wendig sei. Mitte Oktober d.J. jedoch 

lehnten die Liquidatoren die Einwände 

der Banken ab und verwiesen auf die 

Anwendung des chinesischen Rechts.

Im Umstrukturierungsprozess der 

Verbindlichkeiten in Höhe von 4,5 

Mrd. US$ befindet sich noch die 

Guangdong Enterprises (Holdings), 

das Investmentunternehmen der 

Guangdonger Provinzregierung. Zu­

nächst hatte die Provinzregierung eine 

Unterstützung für das Investmentun­

ternehmen abgelehnt, war aber dann 

doch eingesprungen, nachdem die aus­

ländischen Kreditgeber auf eine impli­

zite Garantie der Regierung verwiesen 

hatten. (FT, 2.11.00)

Der Investmentarm der Hainaner Lo­

kalregierung (Hainan Investment and 

Trust Corp. — HITIC) konnte im Ok­

tober Zinszahlungen auf eine Samurei- 

anleihe nicht bedienen. Nach Angaben 

der Japan Credit Rating Agency war 

HITIC nicht in der Lage, Rückzahlun­

gen aus der Samureianleihe mit einem 

Volumen von 129 Mio. US$ mit Termi­

nen 24. September und 10. Oktober zu 

erfüllen. Die Anleihe war hauptsäch­

lich von japanischen Investoren ge­

zeichnet worden. (FT, 14./15.10.00)

Nach Angaben der South China Morn- 

ing Post vom 17.10.00 soll HITIC sei­

nen Gläubigern vorgeschlagen haben, 

einen Abschlag von 50-60% auf die 

Anleihe zu akzeptieren. Ausländische 

Analysten gehen jedoch davon aus, 

dass dieser Vorschlag nicht angenom­

men wird. Eine weitere „itic“ in großen 

Schwierigkeiten ist die Dalian Trust & 

Investment Corp. (DITIC). Im Sep­

tember d.J. erklärte der Bürgermeister 

von Dalian, Li Yongjin, dass für DI­

TIC ein Konkursverfahren eingeleitet 

werde, nachdem ein Teil der Schulden 

gegenüber den ausländischen Kredit­

gebern getilgt sei. Im August hatte DI­

TIC mit den ausländischen Kreditge­

bern ein Abkommen über die Rück­

zahlung von 60% der Kreditsumme 

unterzeichnet, -schü-

SVR Hongkong

35 Vierte Regierungserklärung

Tung Chee-hwas: Ansätze zu 

einer verstärkten politischen 

Verantwortlichkeit der Exe­

kutive

Am 11. Oktober gab Tung Chee- 

hwa seine vierte Regierungserklärung 

(policy address bzw. shizheng bao- 

gao) seit seinem Amtsantritt als Re­

gierungschef der Sonderverwaltungs­

zone Hongkong im Jahr 1997 ab 

(vollständiger englischer Text unter 

www.info.gov.hk).

Tung Chee-hwa setzt mit den jähr­

lichen Regierungserklärungen vor der 

Legislativversammlung eine von sei­

nem britischen Amtsvorgänger Gou­

verneur Patten eingeführte Praxis fort 

(vgl. C.a., 1999/10, Ü 28). Die diesjäh­

rige Erklärung stellte für Tung Chee- 

hwa die letzte Möglichkeit dar, Ziele 

für die Regierungsarbeit abzustecken, 

die noch während seiner ersten Amts­

zeit bis zum Jahr 2002 eingelöst wer­

den könnten, sodass sein staatsmänni­

sches Ansehen und damit seine Chan­
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cen auf eine weitere Amtszeit steigen 

könnten.

Offenbar unter dem Druck der öffent­

lichen Meinung, die in der Vergangen­

heit den „trockenen“ und langweiligen 

Stil der Regierungserklärungen zuneh­

mend kritisiert hat, entschloss sich 

Tung Chee-hwa in diesem Jahr zu eini­

gen Neuerungen. So wurde in den Me­

dien sehr positiv aufgenommen, dass 

er die Redezeit beträchtlich reduzier­

te - statt zwei Stunden und zwanzig 

Minuten wie im letzten Jahr nahm 

die Verlesung der Erklärung diesmal 

nur eine Stunde und vierzig Minu­

ten in Anspruch; auch las er dies­

mal nicht von einem Manuskript, son­

dern von einer Bildschirmprojektion 

ab, was ihm erlaubte, seine Rhetorik 

mit Gesten zu unterstützen. Vor allem 

aber wurde gelobt, dass er seine Re­

de auf drei Themenschwerpunkte fo­

kussierte und die Ankündigung regie­

rungspolitischer Vorhaben in anderen 

Bereichen den zuständigen Secretar- 

ies der verschiedenen Ressorts über­

ließ (SCMP, 12., 13.10.00; RTHK, Ra­

dio 3, 11., 12.10.00, nach SWB, 12., 

14.10.00).

Die drei Themenschwerpunkte der 

Regierungserklärung mit dem Titel 

„Serving the Community - Sharing 

Common Goals“ waren in diesem Jahr 

Bildung, Bekämpfung von Armut und 

Unterbeschäftigung sowie die Reform 

des Regierungssystems. Die ersten bei­

den Themen werden in den folgen­

den Übersichten gesondert dargestellt 

(vgl. unten); daher konzentriert sich 

diese Übersicht auf den Aspekt der 

Reform des Regierungssystems.

Tung Chee-hwa überraschte sein Pub­

likum damit, dass er seit längerem 

formulierte Klagen der Bevölkerung 

über die mangelnde demokratische 

Legitimation und die Ineffizienz der 

Regierung aufnahm und den Bedarf 

nach Reformen des politischen Sys­

tems grundsätzlich anerkannte - frei­

lich erst, nachdem er die grundsätzli­

che Funktionstüchtigkeit des Systems 

unter dem Prinzip „Ein Land, zwei 

Systeme“ herausgestellt und betont 

hatte, dass die konstitutionelle Ent­

wicklung der SVR langsam und mit 

Bedacht vorangetrieben werden müs­

se.

Innerhalb des Themenschwerpunkts 

benannte er drei miteinander verwo­

bene Initiativen zur Reform der poli­

tischen Strukturen: Zum ersten stellte 

er Veränderungen in der Zusammen­

setzung und dem Aufgabenbereich des 

Executive Council in Aussicht, der bis­

lang als reines Beratergremium des 

Regierungschefs fungiert. Zum zwei­

ten, und dieser Aspekt erregte das 

größte Aufsehen, kündigte er an, das 

Verwaltungssystem in einer Weise zu 

reformieren, die geeignet sei, die po­

litische Verantwortlichkeit (engl: „ac- 

countability“) der Regierung zu erhö­

hen. Insbesondere solle hier baldmög­

lichst nach Mitteln und Wegen gesucht 

werden, um die leitenden Beamten in­

nerhalb der Regierung auf der Ebene 

der Secretaries und Directors of Bu- 

reaux (vgl. C.a., 2000/7, S.797-800), 

die bisher aus dem Civil Service re­

krutiert werden und auf Lebenszeit 

verbeamtet sind, durch ein „angemes­

senes Einstellungssystems“ („a com- 

patible System of appointment“) einer 

direkteren politischen Verantwortlich­

keit zu unterstellen. Er betonte aller­

dings zugleich, dass die Integrität des 

Civil Service ingesamt von derartigen 

Änderungen nicht beeinträchtigt wer­

den dürfe. Zum dritten schlug er vor, 

die Öffentlichkeit stärker an der politi­

schen Entscheidungsfindung zu betei­

ligen, indem die konsultative Rolle der 

zahlreichen Beiräte und Komitees ver­

schiedener gesellschaftlicher Interes­

sensgruppen ausgebaut und verstärkt 

wird. Im Vergleich zu diesen vor­

geschlagenen Initiativen nahmen sich 

seine Ausführungen zur Rolle des Ge­

richtswesens und zum Verhältnis zwi­

schen Exekutive und Legislative, die 

im zurückliegenden Jahr gleicherma­

ßen Gegenstand heftiger Kritik waren, 

weitgehend defensiv aus (vgl. engli­

schen Text in www.info.gov.hk).

Die von Tung Chee-hwa entwor­

fenen Initiativen zur Reform des 

Regierungssystems sollen nach eige­

nen Angaben innerhalb des kommen­

den Jahres durch Studien von Exper­

ten unterfüttert und der öffentlichen 

Diskussion vorgelegt werden. Kom­

mentatoren gehen davon aus, dass 

Tung daran interessiert sein dürfte, die 

angekündigten Maßnahmen rechtzei­

tig vor Ablauf seiner jetzigen Amtszeit 

im Jahr 2002 unter Dach und Fach zu 

bringen. Damit, so glauben viele, ver­

suche er, viel beklagte Missstände des 

politischen Systems anzugehen, um so 

seine Chancen für eine weitere politi­

sche Zukunft zu verbessern. Von vielen

Seiten und immer häufiger war in den 

letzten Monaten beträchtliche Unzu­

friedenheit mit dem bestehenden poli­

tischen System laut geworden, in dem 

sich Exekutive und Legislative gegen­

seitig lähmten: Während die Exeku­

tive an einer mangelnden politischen 

Legitimität kranke, leide die Legisla­

tivversammlung an mangelnder politi­

scher Einflusskraft. Als Lösung dieses 

Problems ist seit längerem die Einfüh­

rung eines ministeriellen Systems im 

Gespräch. Konkret war auch in meh­

reren Fällen gefordert worden, dass 

die Secretaries als die höchsten Res­

sortleiter des Civil Service eine stär­

kere politische Verantwortlichkeit in 

ihren jeweiligen Bereichen überneh­

men sollten (vgl. C.a., 2000/7, S.785- 

800). Im Juni dieses Jahres hatte sich 

der Präzedenzfall des Rücktritts ei­

nes hochrangigen Mitglieds des Civ­

il Service, in diesem Fall der Lei­

terin der Wohnungsbaubehörde Ro­

sanna Wong, ereignet (C.a., 2000/6, 

Ü 40). Beobachter vermuten ferner, 

dass Tung Chee-hwa sich durch die 

Reforminitiativen auch selbst gewis­

sermaßen den Rücken frei machen will, 

indem er die zuletzt stark angewachse­

ne öffentliche Kritik von seiner Person 

ablenkt und auf mehrere verantwort­

liche Köpfe verteilt (SCMP, 12., 13., 

16.10.00).

Indem der Regierungschef keine ge­

naueren Vorstellungen über die in­

stitutionelle Ausgestaltung seiner Re­

forminitiativen entwarf, gab er der 

Hongkonger Öffentlichkeit im An­

schluss an seine Regierungserklärung 

Anlass, verschiedene Optionen zur 

Stärkung der politischen Verantwort­

lichkeit der Exekutive zu diskutieren. 

Das Spektrum der Vorschläge war sehr 

breit: Diskutiert wurde etwa die Ein­

führung eines ministeriellen Systems 

nach britischem Vorbild, in dem Ver­

treter der siegreichen politischen Par­

teien im Parlament als Minister in das 

Kabinett des Regierungschefs beru­

fen werden. Als Alternative wurde das 

US-amerikanische Präsidenzialsystem 

gehandelt, in dem die Staatssekretä­

re samt der Verwaltung vom Präsi­

denten rekrutiert werden. Ausgehend 

von der spezifischen Hongkonger Si­

tuation wurde auch überlegt, den Exe­

cutive Council zu einem echten Kabi­

nett mit klar verteilten Ressortzustän­

digkeiten aufzuwerten, in dem entwe­

der gemäß der bisherigen Zusammen-

http://www.info.gov.hk


CHINA aktuell - 1158 - Oktober 2000

Setzung die ständigen Mitglieder die­

ses Gremiums klare politische Verant­

wortlichkeiten übernehmen oder die 

bisherigen Secretaries als politische 

Beamte in den Executive Council ein­

ziehen (SCMP, 8., 9., 12., 13., 16., 17., 

18., 19., 23., 25., 26.10.00; RTHK, Ra­

dio 3, 22.10.00, nach SWB, 24.10.00).

Das breite Spektrum dieser diskutier­

ten Optionen wurde allerdings durch 

Aussagen des Regierungschefs selbst 

erheblich eingeschränkt, die dieser in 

den Tagen bzw. Wochen nach seiner 

Erklärung in der Öffentlichkeit mach­

te. So betonte er bereits in der Kurz­

version der Regierungserklärung, die 

er jährlich mit einige Tagen Abstand 

der Hongkong Chamber of Commerce 

noch einmal gesondert vorstellt, dass 

er sich auch in dem neu zu schaffenden 

System in erster Linie auf hochrangi­

ge Beamte des Civil Service zur Beru­

fung in die höchsten Regierungsämter 

stützen wolle (SCMP, 17.10.00). Eine 

substanzielle Beteiligung von Vertre­

tern der Legislative nach britischem 

Vorbild schloss er damit implizit aus.

Aber auch das US-amerikanische Sys­

tem, das von vielen Kommentatoren 

als das der Hongkonger Situation an­

gemessenere betrachtet wurde, schloss 

Tung Chee-hwa - allerdings erst zwei 

Wochen später - explizit als mögliches 

Vorbild aus. So ließ er durch einen 

Regierungssprecher bekannt machen, 

dass ein solches System nicht in Fra­

ge komme, weil in Hongkong nicht zu 

rechtfertigen sei, dass bei Ausscheiden 

eines Regierungschefs der gesamte po­

litische Verwaltungsstab ausgetauscht 

würde, wie dies in den USA der Fall 

sei. Seiner Vorstellung nach sei es ein­

zig sinnvoll, die Forderung nach politi­

scher Verantwortlichkeit auf die 19 be­

stehenden Ämter der Secretaries bzw. 

Direktoren der Verwaltungsbehörden 

zu beschränken (SCMP, 13., 25.10.00).

Mit diesem Ausschluss der Einfüh­

rung eines ministeriellen Systems nach 

amerikanischem oder britischem Vor­

bild könnte sich somit eine Lösung an­

bahnen, in der die genannten 19 Äm­

ter auf Secret ar y-Rang in politische 

Ämter verwandelt werden; dies würde 

implizieren, dass dann politische Be­

amte zeitlich befristete Einstellungs­

verträge erhielten (womit sich einzel­

ne Vertreter auch bereits grundsätz­

lich einverstanden erklärt haben). Ob, 

wie auch aus den Reihen des Executive

Council selbst vorgeschlagen, die Be­

amten dann in dieses Gremium einzie­

hen oder unabhängig von diesem ein 

eigenes Kabinett bilden sollen, ist al­

lerdings weiterhin offen.

Wie die Diskussion deutlich macht, 

handelt es sich bei den von Tung Chee- 

hwa vorgeschlagenen Initiativen um 

kleine Schritte, die aber große Fragen 

nach einer weiteren Reform und De­

mokratisierung des Systems aufwer­

fen. So entwirft etwa der prominen­

te Hongkonger Politikwissenschaftler 

Lau Siu-kai ein Szenario, in dem ei­

ne Umwandlung der bisherigen Sec­

retaries zu politischen Beamten und 

eine eventuelle Aufwertung des Exe­

cutive Council dazu führen könnten, 

dass die Regierungsarbeit zukünftig 

stärker von politischen Kräften domi­

niert wird. Dabei dürften nach seiner 

Ansicht weniger direkte parlamentari­

sche Einflüsse von Vertretern der po­

litischen Parteien ausgehen, als viel­

mehr konsultative Einflussmechanis­

men von Seiten der zahlreichen Bei­

räte und Komitees an Gewicht gewin­

nen. Eine Folge dieser Entwicklung 

könnte wiederum sein, dass ein brei­

teres Spektrum an gesellschaftlichen 

und wirtschaftlichen Interessen im po­

litischen Prozess an Einfluss gewinnt 

und dass entsprechende Interessenver­

treter nach politischer Statur durch 

Einbindung in die Regierungsarbeit 

streben. Der Austausch zwischen Re­

gierung, Geschäftswelt, Wissenschaft, 

öffentlichen und halböffentlichen Or­

ganen könnte so gefördert werden 

und auf dieser Grundlage nach und 

nach echte politische Führungsgestal­

ten heranwachsen. Schließlich könnte 

die damit wachsende Attraktivität po­

litisch verantwortlicher Ämter die Ein­

führung demokratischer Wahlelemen­

te bis hin zu einer direkten Volks­

wahl des Regierungschefs (im Basic 

Law frühestens ab 2007 vorgesehen) 

vorantreiben (SCMP, 19.10.00).

Angesichts der zahlreichen Elemente 

eines von der Exekutive dominierten 

politischen Systems, wie es im Basic 

Law angelegt ist, ist allerdings frag­

lich, ob sich ein solches Szenario al­

lein aus konstitutioneller Sicht jemals 

verwirklichen ließe. Noch stärker ist 

zu bezweifeln, ob die chinesische Füh­

rung solche Reformschritte in Hong­

kong dulden würde, bevor sie selbst 

sich einer Demokratisierung des po­

litischen Systems der VR China ent­

schließt. -hol-

36 Tungs vierte Regierungser­

klärung: Bildungswesen

In seiner diesjährigen Regierungser­

klärung (s. http://www.info.gov.hk/pa 

00/eindex.htm) widmete Tung Chee- 

hwa etwa ein Viertel des Umfangs 

dem Bildungswesen, womit abermals 

- wie schon im letzten Jahr - des­

sen Bedeutung für die angestrebte 

Wissensgesellschaft als Grundlage der 

wirtschaftlichen Entwicklung heraus­

gehoben wurde. Wie erwartet, äußer­

te sich Tung zu den Vorschlägen der 

Bildungsreform, die die Expertenkom­

mission Ende September eingereicht 

hatte (vgl. C.a., 2000/9, Ü 33), und 

zwar erklärte er, dass die Regierung 

die Reformvorschläge voll und ganz 

akzeptiere. Als übergeordnete Ziele 

der Bildungsreform nannte der Regie­

rungschef die Einführung des Grund­

satzes „Lernen fürs Leben und lebens­

langes Lernen“, die Erleichterung des 

Prüfungsdrucks für Schüler und Stu­

denten, flexiblere Möglichkeiten der 

Fortbildung nach Absolvierung der 

schulgeldfreien neun Pflichtschuljahre 

und flexiblere Gestaltung der tertiären 

Bildungsangebote.

Tung bezeichnete Investitionen in das 

Erziehungswesen als wichtigste lang­

fristige Investition und sicherte ei­

ne Aufstockung des Bildungshaushalts 

zu. Im laufenden Finanzjahr werde 

dieser auf 54,4 Mrd. HK-Dollar anstei­

gen, das seien 4,25% des Bruttosozi­

alprodukts und bedeute eine Zunah­

me um 43% gegenüber der Zeit vor 

dem Souveränitätswechsel. Der Regie­

rungschef nannte u.a. die folgenden 

Leistungen, die in den vergangenen 

drei Jahren im Schulwesen erreicht 

worden seien:

Verbesserung des Lehrer-Schüler-Ver­

hältnisses um 10% von 1:21,8 auf der 

Grund- und 1:18,7 auf der Sekundar­

schule; Erhöhung des Anteils der ganz­

tägigen Grundschulplätze von 20% auf 

40% (es wird in Aussicht gestellt, dass 

bis zum Jahre 2007 alle Grundschulen 

Ganztagsschulen sein werden); Erhö­

hung des Anteils qualifizierter Kinder­

gärtnerinnen von 40% auf 60%; Steige­

rung des Anteils examinierter Grund­

schullehrer von unter 5% auf 20%.
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Im Rahmen der Bildungsreform sind 

nach Tung folgende Maßnahmen ge­

plant:

Vorschulerziehung:

Angesichts der großen Bedeutung, 

die der frühkindlichen Erziehung zu­

kommt, sollen mehr unentgeltliche 

Kindergartenplätze zur Verfügung ge­

stellt werden. Außerdem sollen die An­

forderungen an neue Kindergartenleh­

rer steigen. Vom Schuljahr 2001/02 

an müssen Vorschullehrer beim Hong 

Kong Certificate of Education Ex­

amination (Abschlussprüfung der Se­

kundarstufe II) in fünf Fächern ein 

„passed“ vorweisen können. Außerdem 

soll die Lehrer-Kind-Relation inner­

halb von drei Jahren von 1:30 auf 1:15 

gesenkt werden.

Schulbildung:

Grundsätzlich soll das Lernen umfas­

sender werden. Wert soll vor allem 

auf moralisch-zivile Erziehung gelegt 

werden. Zusätzliche Mittel sollen für 

die Kooperation zwischen Eltern und 

Schule sowie für Elternerziehung be­

reit gestellt werden. Ferner sollen auf 

der Sekundarstufe II mehr unentgeltli­

che Schulplätze zur Verfügung stehen. 

Gegenwärtig gibt es in der 3. Klasse 

öffentlicher Sekundarschulen nur für 

85% der Schüler einen subventionier­

ten Schulplatz in der 4. Sekundar­

schulklasse, und nur weitere 5% der 

Schüler erhalten eine subventionierte 

berufliche Bildung. Ab dem Schuljahr 

2002/03 sollen alle Schüler der 3. Klas­

se öffentlicher Sekundarschulen einen 

subventionierten Schulplatz in der 4. 

Klasse oder eine berufliche Bildung 

erhalten, wenn sie eine weiterführen­

de Schulbildung wollen und die schu­

lischen Voraussetzungen erfüllen. Bis 

zum Schuljahr 2003/04 sollen deshalb 

zusätzlich 6.000 subventionierte Schul­

plätze geschaffen werden. Auf der Se­

kundarschuloberstufe soll die Fächer­

struktur erweitert werden, damit die 

Schüler sich entsprechend ihren Fähig­

keiten und Interessen die Fächer aus­

wählen können. Die Sekundarschulbil­

dung soll auf sechs Jahre verkürzt wer­

den.

Hochschulbildung:

In entwickelten Ländern und einer 

Reihe großer Städte in Asien gehen 

bis zu 60% der Absolventen der Se­

kundarstufe II auf eine Hochschule. In 

Hongkong beträgt dieser Anteil nur 

die Hälfte. Deshalb ist es dringend 

erforderlich, dass Hongkong aufholt. 

Das Ziel soll sein, dass in Hongkong 

innerhalb von zehn Jahren 60% aller 

„Abiturienten“ eine Hochschule besu­

chen. Innerhalb dieses Zeitraums sol­

len 28.000 zusätzliche Studienplätze 

bereit gestellt werden, sodass die Zahl 

der Hochschulstudenten in Hongkong 

dann 55.000 umfasst. Bedürftigen Stu­

denten sollen in verstärktem Umfang 

Darlehen und Stipendien gewährt wer­

den. Der Hochschulzugang soll refor­

miert und vielseitiger gestaltet werden 

und nicht mehr nur vom Abschluss 

der sechs Sekundarschuljahre abhän­

gen. Die Errichtung privater Hoch­

schulen soll gefördert werden. Das nor­

male Hochschulstudium soll auf vier 

Jahre ausgedehnt werden, Zwischener­

gebnisse beim Studium sollen transfe­

rierbar sein.

Besonderer Wert soll auf berufliche 

Weiterbildung und Lehrerbildung ge­

legt werden.

Um die Reformen umzusetzen, kün­

digte Tung Chee-hwa an, dass der lau­

fende Jahresetat für Bildung um 2 

Mrd. HK-Dollar erhöht wird.

Nachdem die Regierung dem Reform­

programm nun zugestimmt hat, kann 

sie sich an die Verwirklichung der Re­

formvorschläge machen. Bei den be­

grenzten finanziellen Ressourcen wird 

dies eine schwierige Aufgabe sein. Hin­

zu kommt, dass viele Hongkonger Bür­

ger mit den Reformen unzufrieden 

sind. So wird insbesondere bemängelt, 

dass zu wenig für Qualitätsbildung auf 

der Grundschule getan wird. Pläne, 

das Lehrer-Schüler-Verhältnis in der 

Grundschule zu verbessern, wurden zu 

Gunsten der Einführung der ganztägi­

gen Grundschule zurückgestellt. Kri­

tisiert werden zudem die Pläne der 

Regierung, Sprachtests für Englisch- 

und Putonghua-Lehrer einzuführen. 

Vor allem die Mehrheit der Lehrer wei­

gert sich, sich solchen Prüfungen zu 

unterziehen. (Vgl. SCMP, 12.10.00 u. 

14.10.00) -st-

37 Reaktionen in Hongkong auf 

die Heiligsprechungen

Die Katholische Kirche in Hongkong 

hat die Heiligsprechung der 120 Chi­

nesen und Missionare, die in China ihr 

Leben verloren, am 1. Oktober durch 

den Vatikan begrüßt und das Ereignis 

feierlich in Messen und Gottesdiensten 

gewürdigt. Die Heiligsprechung sei ei­

ne große Ehre für das chinesische Volk 

und die chinesische Kirche, sagte Bi­

schof Zen Ze-kiu. Zugleich setzten sich 

Kirchenrepräsentanten von der offizi­

ellen Reaktion Beijings auf die Hei­

ligsprechungen ab. Dies ist umso be­

merkenswerter, als Beijing nach Aus­

sagen von Hongkonger Kirchenvertre­

tern offensichtlich Druck auf die Ka­

tholische Kirche in Hongkong ausge­

übt hat, die Feiern zu diesem Anlass 

Jow key“ zu halten. Am 18. September 

soll ein Vertreter der Diözese Hong­

kong zum Verbindungsbüro Beijings 

in Hongkong gebeten und ihm dies 

nahegelegt worden sein. Die Hong­

konger Katholiken ließen sich jedoch 

nicht beirren und hielten die Feiern 

wie geplant ab. Auch verzichteten sie 

nicht darauf, einige Kirchen und Ka­

pellen nach den neuen Heiligen um­

zubenennen. Ebenso wenig ließen sie 

sich davon abbringen, Pilgergruppen 

zur Teilnahme an dem Ereignis nach 

Rom reisen zu lassen, während Pilgern 

vom Festland die Ausreise verweigert 

wurde. (SCMP, 1.10.00)

Bischof Zen äußerte Unverständnis 

über Beijings Haltung in dieser Frage. 

Er wisse, so sagte er, dass in Festland­

china viele Vertreter der offiziellen bei­

jingtreuen Kirche die Heiligsprechung 

begrüßt hätten. Er hält es für aus­

geschlossen, dass der Vatikan Männer 

und Frauen zur Heiligsprechung aus­

gewählt hätte, die Verbrechen begin­

gen. Heiligsprechungen erfolgten nur 

nach eingehender Prüfung aller Um­

stände. Der Bischof forderte Beijing 

auf, Beweise für seine Anschuldigun­

gen zu liefern. Er gab allerdings zu, 

dass das zeitliche Zusammenfallen der 

Heiligsprechung mit dem chinesischen 

Nationalfeiertag nicht glücklich gewe­

sen sei. Zugleich drückte er seine Ver­

mutung aus, dass die Patriotische Ka­

tholische Vereinigung Chinas nicht die 

Meinung aller ihrer Bischöfe wieder­

gegeben habe, sondern dass der Kir­

che die Verurteilung der Heiligspre­

chung praktisch aufgezwungen worden 

sei. (Ebd.)

Die Katholische Kirche Hongkongs ist 

fest entschlossen, sich dem Druck aus 

Beijing nicht zu beugen. Man sei den 

Katholiken auf dem Festland sowohl 

der offiziellen als auch der Unter­

grundkirche verpflichtet und werde die 

Verbindungen weiter pflegen. (SCMP, 

4.10.00) Die Beziehungen zu den Ka­
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tholiken des Festlands freilich dürften 

nicht einfacher geworden sein. Zudem 

zeigt der Fall, dass Beijing sehr wohl 

Einfluss auf Hongkonger Angelegen­

heiten nimmt, eine Tatsache, die die 

Hongkonger Regierung eher herunter­

spielt, die die Kirche aber offen bean­

standet (vgl. SCMP, 5.10.00). -st-

38 Wirtschaftliche Dimensio­

nen der Regierungserklä­

rung 2000

Die Regierungserklärung des Hong­

konger Regierungschefs Tung Chee- 

hwa von Mitte Oktober 2000 wies ei­

ne Reihe von Aussagen zur wirtschaft­

lichen und sozialen Entwicklung aus, 

die im Folgenden in verkürzter Form 

vorgestellt und kommentiert werden.

Zu den „Reformen und Initiativen“, 

die in der Regierungserklärung vorge­

stellt werden, zählt die Stärkung der 

wissensbasierten Wirtschaft (know- 

ledge economy). Der erste Schritt sei 

ein besseres Verständnis für die Be­

deutung von Innovation und Techno­

logie, um hierdurch die Produktivi­

tät und ein nachhaltiges Wirtschafts­

wachstum zu garantieren. Um den 

Herausforderungen der wissensbasier­

ten Wirtschaft gewachsen zu sein, ha­

be die Hongkonger Regierung eine 

Reihe von Maßnahmen verabschiedet, 

durch die die materielle und immateri­

elle Infrastruktur verbessert wird. Da­

zu zählt die

• weitere Liberalisierung des

Telekommunikations- und

Rundfunkmarktes,

• ein rechtlicher Rahmen für die 

Förderung von elektronischen 

Transaktionen,

• der Aufbau eines Growth Enter­

prise Market (an der Börse),

• der Aufbau eines Wissen- 

schaftsparks, dessen erste Phase 

Ende 2000 abgeschlossen sein 

wird,

• Vorbereitungsarbeiten für das 

Forschungsinstitut für Ange­

wandte Wissenschaft und Tech­

nologie und

• Beginn des Aufbaus von Cy- 

perport, dessen erste Bauphase 

2002 abgeschlossen sein wird.

Neben der Förderung von Innovation, 

Technologie und Umweltschutz wer­

den in der Regierungserklärung die so­

zialen Aspekte der Entwicklung be­

tont. Hierbei geht es u.a. um Fragen 

des Wohnraums, der Wohlfahrt alter 

Menschen und der Gesundheitsversor­

gung.

Im Verlauf der Asienkrise, so die Re­

gierungserklärung, seien die Preise für 

private Wohnungen stark gesunken. 

Die Regierung sei sich jedoch der Be­

deutung eines stabilen Immobilien­

marktes für die gesamte Wirtschaft 

bewusst. So würden private Wohnun­

gen nicht nur als Wohnraum gekauft, 

sondern auch als langfristige Investi­

tion. Bei öffentlich geförderten Woh­

nungen seien inzwischen flexible Maß­

nahmen eingeführt worden wie z.B. 

der Verkauf von Mietwohnungen im 

öffentlichen Eigentum und die Einfüh­

rung eines Kreditprogramms für neue 

Eigentümer von Wohnungen. In den 

vergangenen drei Jahren haben rd. 

150.000 Familien mit Hilfe verschiede­

ner Förderprogramme ihre Wohnun­

gen kaufen können, weiteren 117.000 

Haushalten habe eine öffentlich ge­

förderte Wohnung vermittelt werden 

können. Es bestehe die Planung, die 

durchschnittliche Wartezeit für öffent­

lich geförderten Wohnraum auf drei 

Jahre zu reduzieren.

Die Förderung der Wohlfahrt alter 

Menschen soll der Regierungserklä­

rung zufolge verbessert werden. Die 

Kommission für alte Menschen habe 

eine bessere umfassende Versorgung 

für alte Menschen gefordert. Als Re­

aktion darauf habe die Regierung fol­

gende Maßnahmen ergriffen:

* Die durchschnittliche Wartezeit für 

die Zuweisung von öffentlich geförder­

tem Wohnraum für alte allein stehen­

de Personen ist auf ein Jahr reduziert 

worden; dieser Zeitraum soll künftig 

weiter gekürzt werden.

* In den letzten drei Jahren wurden 

6.400 neue subventionierte Pflegeplät­

ze bereit gestellt. Im kommenden Jahr 

soll die Zuweisung für Pflegeheime um 

100 Mio. HI<$ erhöht werden, um wei­

tere 1.600 Plätze zu schaffen.

* Weiterhin hat die Regierung neue 

Bestimmungen für die private Versor­

gung von alten Menschen veröffent­

licht. Die Zahl der lizenzierten priva­

ten Pflegeheime erhöhte sich von 14 im 

Jahre 1997 auf 450 in diesem Jahr.

* Mit einer Erhöhung der Fördermit­

tel um 65% in den letzten drei Jah­

ren konnte die Zahl der alten Men­

schen, die Pflegedienstleistungen in 

Anspruch nehmen, auf rd. 10.000 er­

höht werden. Im kommenden Jahr 

werden weitere 70 Mio. HKS da­

rauf verwandt werden, dass alte Men­

schen Pflegedienstleistungen zu Hause 

in Anspruch nehmen können.

Die Reform des Gesundheitswesens 

wird der Regierungserklärung zufol­

ge in den nächsten Jahren neben der 

Bildung einen zentralen Platz ein­

nehmen. Es wird davon ausgegangen, 

dass das derzeitige Gesundheitssystem 

nicht beibehalten werden kann. Ur­

sachen sind die schnellen Fortschrit­

te in der Medizin, die alternde Be­

völkerung sowie die sich verändern­

den Bedürfnisse der Gemeinschaft. 

Nach Vorlage des Bericht von Havard- 

Beratern soll die weitere Entwicklung 

des Gesundheitssystems nach breiter 

Diskussion von der Regierung ent­

schieden werden.

Unter die Rubrik „Opportunities 

Abound“ wird in der Regierungser­

klärung auf die wirtschaftlichen Per­

spektiven und Herausforderungen ein­

gegangen. Die Wachstumsaussichten 

der Hongkonger Wirtschaft werden 

als sehr gut beurteilt. Nach der Asi­

enkrise stehe die Wirtschaft besser 

da als zuvor. Der wichtigste Wirt­

schaftspartner, das Festland China, 

weise hohe Wachstumsraten auf. Sei­

ne dynamische Entwicklung werde der 

Hongkonger Wirtschaft einen starken 

Impuls geben. Die internen und ex­

ternen Bedingungen hätten sich für 

Hongkong so verbessert, dass in die­

sem Jahr mit einem Wachstumstempo 

von 8,5% gerechnet werde - auch un­

ter Berücksichtigung der veränderten 

Erdölpreise.

Die Wirtschaftsaussichten Hongkongs 

seien auch deshalb sehr positiv zu 

beurteilen, da Hongkong den China- 

Vorteil (our China advantage) habe. 

So werde durch den Beitritt Chinas 

zur WTO das Wirtschaftswachstum 

dort weiter gestärkt. Aus der Auswei­

tung und Liberalisierung des festland­

chinesischen Marktes ergeben sich für 

Hongkong viele Möglichkeiten, Dienst­

leistungen anzubieten. Andererseits 

werde sich für Hongkonger Unterneh-
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men auf dem Festland die Konkurrenz 

verstärken, sie müssten sich verstärkt 

wirkungsvolle Strategien der Markt­

erschließung und Qualitätssicherung 

überlegen.

In der Regierungserklärung wird die 

Entwicklung der Perlfluss-Deltaregion 

als gemeinsames Projekt zwischen 

Hongkong und Guangdong hervor­

gehoben. Zur Förderung der wirt­

schaftlichen Zusammenarbeit zwi­

schen Guangzhou, Hongkong, Macau, 

Shenzhen und Zhuhai sollten die In­

frastrukturbedingungen weiter verbes­

sert werden. Auch in der Erschließung 

der Region Westchina werden beson­

dere Chancen gesehen, allerdings wird 

auf konkrete Vorschläge hierzu nicht 

eingegangen.

Als weiterer Schwerpunkt in der 

Regierungserklärung hinsichtlich der 

Wirtschaftsentwicklung gilt die Förde­

rung von kleinen und mittleren Unter­

nehmen. Es seien derzeit rd. 290.000 

dieser Unternehmen in Hongkong, ein 

Anteil von mehr als 98% aller Un­

ternehmen. Sie beschäftigten rd. 1,39 

Mio. Arbeitskräfte, 60% aller Arbeits­

kräfte im privaten Sektor. In den letz­

ten Jahren habe die Regierung bereits 

diese Unternehmen durch verschiede­

ne Programme gefördert und werde sie 

auch weiter unterstützen.

Zusammenfassend werden zwar die 

Schwerpunkte in der Regierungserklä­

rung deutlich, die genauen Politik­

maßnahmen und -programme stehen 

jedoch noch aus. Allerdings wird vor 

dem Hintergrund der steigenden Ar­

mut in Hongkong die besondere Beto­

nung der verbesserten Wohlfahrt für 

alte Menschen erklärbar. So gelten 

derzeit rd. 1 Mio. Menschen, darun­

ter 600.000-700.000 Erwachsene, als 

arm. Als Ursache dieser Entwicklung 

gelten der Abbau der verarbeitenden 

Industrie, die Zunahme von Famili­

en, in denen nur ein Elternteil für 

die Versorgung der Kinder vorhanden 

ist, niedriges Ausbildungsniveau und 

geringe Einkommen sowie erfolglo­

se Weiterbildungsmaßnahmen. (SWB 

FE/D3965/CNS, 7.10.00) -schü-

SVR Macau

39 Aktivitäten zum National­

feiertag

Am 1. Oktober wurde in Macau zum 

ersten Mal nach der Rückgabe Macaus 

die Proklamierung der VR China ge­

feiert. Bereits 1981 hatte die portu­

giesische Verwaltung in Macau als ein 

Zeichen sino-portugiesischer Freund­

schaft den Tag zum öffentlichen Feier­

tag erklärt. (In Hongkong wurde der 

1. Oktober erst nach der Rückgabe 

1997 ein Banken-Feiertag.) Die Ak­

tivitäten reichten vom Flaggenhissen 

im Lotos-Park (der neueste Park mit 

einer goldenen Lotosstatue, die der 

Staatsrat der VR China der Regierung 

der SVR Macau anlässlich der Rück­

gabe des Territoriums geschenkt hat­

te) - anschließend Startpunkt für 5.000 

Läufer, über einen offiziellen Emp­

fang mit über 1.000 Gästen im Ma­

cau Landmark bis hin zum obligato­

rischen Feuerwerk. In seiner Anspra­

che auf dem Empfang gestand Macaus 

Regierungschef Edmund Ho Hau Wah 

(He Houhua) ein, dass die sozioökono­

mischen Bedingungen der Region wei­

terhin „anfällig“ seien und ihre Wirt­

schaft immer noch an Ungleichgewich­

ten leide. Er nannte es eine dringende 

Aufgabe, die Effizienz der öffentlichen 

Verwaltung zu erhöhen und die Qua­

lität der 17.500 Staatsbediensteten zu 

verbessern. Zu dem Zweck flog die Se­

kretärin für Verwaltung und Justiz, 

Florinda da Rosa Silva Chan, an dem 

Tag nach Singapur (s. die nachfolgen­

de Übersicht). Auf dem Empfang er­

schien übrigens auch Bischof Dom Do- 

mingos Lam, der in der vollbesetz­

ten Kathedrale von Macau eine Litur­

gie zu Ehren der 120 heiliggesproche­

nen ausländischen Missionare und An­

hänger, die nach Auffassung des Va­

tikans in China den Märtyrertod ge­

storben sind, gehalten hatte. Beijing 

hatte schärfstens gegen diesen Schritt 

des Papstes protestiert. Zwei einsame 

Demonstranten bemühten sich an die­

sem Tag Aufmerksamkeit zu erregen: 

ein junger, bekannter Demokratieakti­

vist protestierte gegen die „Autokra­

tie“ der KP Chinas, und ein weibli­

ches Mitglied der Falun Gong verteilte 

im Stadtzentrum Flugblätter, in de­

nen sie gegen die Unterdrückung ih­

rer Sekte auf dem Festland protestier­

te. (Macau Government Information 

Bureau website, 29.9./1.10.00; SCMP, 

7.10.00)

Rechtzeitig vor den Feiern hatte die 

Regierung ihr Hauptquartier im alten 

Gouverneurspalast an der Avenida da 

Praia Grande bezogen. (Bis dahin war 

es in einem gepachteten Bürogebäu­

de untergebracht gewesen.) Das 1849 

von einem Privatmann im portugie­

sischen Stil errichtete Hauptgebäude 

war 1881 für 21.000 MPtc in den Be­

sitz von Gouverneur Joaquim Jose da 

Graga übergegangen und hatte seit­

dem als Gouverneurspalast gedient. 

Diesen vorderen zweistöckigen Palast 

werden der Regierungschef und die 

Sekretäre zu repräsentativen Zwecken 

nutzen, ebenso das Sekretariat des 

Exekutivrates. Die Büros von Ed­

mund Ho und vier Sekretären sind im 

hinteren sechsstöckigen Gebäude un­

tergebracht, während das vierstöckige 

Gebäude dazwischen Büros von Hilfs­

abteilungen des Hauptquartiers beher­

bergt. Mit der Renovierung des Kom­

plexes war im März dieses Jahres be­

gonnen worden. Die Kosten belaufen 

sich auf 36 Mio. MPtc. Der fünfte Se­

kretär, der Sekretär für Sicherheit, ist 

bereits in sein Büro in der Calgada dos 

Quarteis, dem Hauptquartier der Si­

cherheitskräfte, gezogen. (Macau Gov­

ernment Information Bureau website, 

30.10.00; XNA, 28./31.10.00) -ljk-

40 Florinda Chan erhält in Sin­

gapur Hilfe bei der Ausbil­

dung von Staatsbedienste­

ten

Florinda da Rosa Silva Chan (Chen 

Limin), Sekretärin für Verwaltung und 

Justiz, besuchte vom 1. bis 6. Ok­

tober Singapur, um Ausbildungspro­

gramme für den Civil Service in Ma­

cau zu erörtern. Dies hatte Edmund 

Ho bereits bei seinem Besuch in Singa­

pur letzten August angekündigt. Flo­

rinda Chan und der Ständige Sekre­

tär des Büros des Ministerpräsidenten 

von Singapur, Eddie Teo, waren zuge­

gen, als Lidia Gloria da Luz, Direk­

torin des Büros für Verwaltung und 

öffentlichen Dienst von Macau, und 

der Dekan des Civil Service College 

von Singapur (CSC), Yam Ah Mee, 




